ea az 


Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No: 32 


(No. 1935.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. Juli 1838., betreffend das Verfahren hn nn 


de 29920009 ſichtlich der Wiedereinziehung der, durch Invaliden gegen die Vorſchrifen aur IE 
4 4 .yr * [7 
Fr 205 577. erhobenen Militair-Gnadengehälter und Wartegelder. 
2 7 


Nachdem Ich die Anordnungen, durch welche die Forterhebung der Militair⸗ 
Gnadengehaͤlter oder Wartegelder durch Invaliden nach deren Anſtellung im 
Civildienſte verhuͤtet werden fol, in Folge des Berichts dom 21. v. M. geneh⸗ 
migt habe, will Ich zugleich, um die Wiedereinziehung der jener Anordnun⸗ 
gen ungeachtet uͤberhobenen Betraͤge zu erleichtern und zu ſichern, Folgendes be⸗ 


ſtimmen: : 


1) Die Behörden, welche durch ein Verſehen in der Ausuͤbung ihrer 
Amtspflichten, die Auszahlung eines nach den beſtehenden Vorſchriften 
nicht zahlbaren Militair⸗Gnadengehaltes (Wartegeldes) bewirken oder 
veranlaſſen, ſind unter allen Umſtaͤnden verpflichtet, den uͤberhobenen 
Betrag von dem nicht berechtigten Empfaͤnger wieder einzuziehen. 


2) Die Wiedereinziehung der uͤberhobenen Summe von dem Empfaͤnger 
erfolgt in denſelben Raten, in welchen derfelbe das Gnadengehalt (oder 
einen Theil deſſelben) empfangen hat, und zwar ſofort im Disziplinar⸗ 
Wege, ohne Ruͤckſicht auf die wegen der Zuläffigfeit eines Abzugs ſonſt 
beſtehenden Vorſchriften und ohne prozeſſualiſches Verfahren. 


3) Wenn die Wiedereinziehung des uͤberhobenen Betrags in der zu 2. 
gedachten Weiſe nicht zu bewirken iſt, ſo wird der Regreß gegen den 
Beamten, dem bei der Ueberhebung das Verſehen zur Laſt faͤllt, von 
deſſen vorgeſetzter Dienftbehörde im Wege des Disziplinarverfahrens 
durch Gehaltsbeſchlagnahme, bei welcher die daruͤber beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen zur Anwendung kommen, geltend gemacht. Der in An⸗ 
ſpruch genommene Beamte hat jedoch hinſichtlich ſeiner Verpflichtung 
zum Erſatz, außer dem Rekurſe an die hoͤhere Dienſtbehoͤrde, die Ber 
fugniß, rechtliches Gehoͤr zu verlangen, jedoch nur innerhalb dreier 
Jahre von dem Tage der ihm dieſerhalb gemachten Eroͤffnung ab. 
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Mit dem Ablauf dieſer Friſt geht er dieſes Rechts und aller fernern 
Einwendungen verluſtig. Das Disziplinarverfahren hat auch bei der 
Berufung auf rechtliches Gehoͤr ſo lange ſeinen Fortgang, bis ein 
rechtskraͤftiges Erkenntniß daſſelbe fuͤr unſtatthaft erklaͤrt. 


4) Wenn der regreßpflichtige Beamte inzwiſchen aus dem aktiven Dienſte 
geſchieden iſt und auf die an ihn ergehende Aufforderung ſich weigert, 
den Erſatz zu leiſten, ſo hat die bis zu ſeinem Ausſcheiden ihm vor⸗ 
geſetzt geweſene Dienſtbehoͤrde ihn im Wege des ordentlichen Prozeſſes 
in Anſpruch zu nehmen. Ebenſo iſt gegen die Erben des betreffenden 
Beamten zu verfahren, wenn derſelbe inzwiſchen verſtorben iſt. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen ſind durch die Geſetzſammlung zu 
publiziren. 


Teplitz, den 24. Juli 1838. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(No. 1936.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen über eine 
Anleihe der Stadt Elberfeld von 250,000 Thalern. Vom 5. Auguſt 1838. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der Stadtrath von Elberfeld darauf angetragen hat, ihm zur Re⸗ 
gulirung des ſtaͤdtiſchen Schuldenweſens und zur Beſtreitung der Koſten meh⸗ 
rerer gemeinnütziger Anlagen, die Aufnahme eines Darlehns von 250,000 Rthlen., 
geſchrieben Zweimal Hundert und Funfzig Tauſend Thalern Kourant 
gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zins⸗Koupons verſehener 
Obligationen, jede zu 100 Fthlrn., geſchrieben Einhundert Thalern, Unſere 
landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem Antrage im Intereſſe 
der Stadtgemeine ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern gefunden 
hat, fo ertheilen Wir in Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs Verpflichtung an jeden 
Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 55 
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nehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen: 


(No.“ 1936.) 


1) Die Obligationen werden mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſet und die 


Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen gezahlt. Zur allmaͤligen Tilgung der 
Schuld werden jaͤhrlich 2 Prozent von dem Kapitalbetrage der emittir⸗ 
ten Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöften Obligationen verwen⸗ 
det; der Stadtgemeine bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungs⸗Fonds 
mit Genehmigung Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zu verſtaͤrken und 
dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. 


Dien Inhabern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen 
die Stadtgemeine zu. 


2) Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til⸗ 


gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von dem Stadt⸗ 
rathe eine beſondere Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſſion gewaͤhlt, welche fuͤr 
die Befolgung der Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Privilegiums ver⸗ 
antwortlich und fuͤr die treue Befolgung der Vorſchriften von Unſerer 
Regierung in Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. — Dieſelbe 
ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus dem Stadtrathe 
und die beiden andern aus der Buͤrgerſchaft zu erwaͤhlen ſind. 


3) Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1 bis 2500 


nach beiliegendem Schema ausgeſtellt, von dem Ober⸗Buͤrgermeiſter und 
den Mitgliedern der Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet, und 
von dem Rendanten der Kommunal⸗Kaſſe und von dem mit der Kon⸗ 
trole beauftragten Stadtſekretair kontraſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck 
dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


4) Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten 5 Jahre 10 Zins⸗Koupons, 


jeder zu 2 Thaler, in den darin beſtimmten halbjaͤhrigen Terminen zahl⸗ 
bar, nach dem anliegenden Schema beigegeben. 

Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fünfjährigen Periode 
werden nach vorheriger offentlichen Bekanntmachung neue Zins⸗Koupons 
durch die Kommunal⸗Kaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausge⸗ 
reicht, und daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. 

Die Koupons werden von dem Rendanten der Kommunal⸗Kaſſe und 
dem mit der Kontrole beauftragten Stadtſekretair unterſchrieben. 


5) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung des Zins⸗Koupons der 


Betrag deſſelben an den Vorzeiger durch die Kommunal⸗Kaſſe gezahlt. 
Auch werden die faͤlligen Zins⸗Koupons bei allen Zahlungen an die Kom⸗ 
munal⸗Kaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunal⸗Steuern, in Zah⸗ 
lung angenommen. 


6) Die Zins⸗Koupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 


5 Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafuͤr 
B bbb 2 f aus⸗ 
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ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Behoͤrden zu 4 
milden Stiftungen verwandt werden. | 


7) Die Nummern der nach der Beſtimmung unter I. zu tilgenden Obliga⸗ 
tionen werden jahrlich durch das Loos beſtimmt, und wenigſtens drei Mo⸗ 
nate vor dem Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht. 


8) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitz des Ober⸗Buͤrgermeiſters 
durch die Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſſion in einem, 14 Tage vorher zur 
offentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum 
der Zutritt geſtattet iſt. — Ueber die Verlooſung wird ein von dem 
Ober⸗Buͤrgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeich⸗ 
nendes Protokoll aufgenommen. . 


9) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerth durch die Kommunal⸗Kaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit die⸗ 
ſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. — 
Mit letzterer find zugleich die gusgereichten, nach deren Zahlungs⸗Termine 
faͤlligen Zins⸗Koupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Be⸗ 
trag der fehlenden Zins⸗Koupons von dem Kapitale gekuͤrzt, und zur 
Einloͤſung dieſer Koupons verwendet. 


10) Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht binnen 
drei Monaten nach dem Zahlungs⸗Termine zur Einloͤſung vorgezeigt wer⸗ 


den, ſollen der Verwaltung des ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies De⸗ 


poſikum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt depontrten Kapitalbetraͤge 
dürfen nur auf eine von der Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſſion kontraſignirte 
Anweiſung des Ober⸗Buͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger Verwen⸗ 
dung an den Rendanten der Kommunal⸗Kaſſe verabfolgt werden. — Die 
deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationan laͤngſtens 
in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Kommunal⸗Kaſſe 
durch dieſe auszuzahlen. ö 


11) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen ſind in der nach der Beſtimmung unter 7. jaͤhrlich zu erlaſſen⸗ 
den Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die 
Obligationen dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet nicht bin⸗ 
nen dreißig Jahren nach dem Zahlungs⸗Termin zur Einloͤſung vorgezeigt, 
auch nicht, der Beſtimmung unter 14. gemäß, als verloren oder vernich⸗ 
tet zum Behuf der Ertheilung neuer Obligationen binnen dieſer Friſt 
angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt an⸗ 
geſehen werden und die dafür deponirten Kapitalbetraͤge der ſtaͤdtiſchen 
Verwaltung zur Verwendung fuͤr milde Stiftungen anheimfallen. 


12) Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeine 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſämmtlichen Einkünften, und 
kann, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur 55 
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ten Zeit gezahlt werden, auf Zahlung derſelben von den Glaͤubigern ge⸗ 
richtlich verfolgt werden. N 


13) Die unter 4. 7. 8. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch die Elberfelder oͤffentlichen Blaͤtter und durch die Amtsblaͤtter oder 
öffentlichen Anzeiger der Regierungen zu Duͤſſeldorf, Arnsberg und Köln. 


14) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
Koupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zins⸗Koupons 
Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. 
wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter 

Staats⸗Papiere $$. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen 
Anwendung: 


a. die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schulden⸗ 
Tilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle diejeni⸗ 
gen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten 
Verordnung dem Schatz⸗Miniſterium zukommen, gegen die Verfuͤ⸗ 
gungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an Unſere Regie⸗ 
rung zu Duͤſſeldorf Statt; 

b. das in dem $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſerem Landgerichte 
zu Elberfeld; 

c. die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die unter Nr. 13. angefuͤhrten Blaͤtter geſchehen; 

d. an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungs⸗Termine 
ſollen acht, und an die Stelle des im $. 8. erwaͤhnten achten Zins⸗ 
zahlungs⸗Termins ſoll der zehnte treten. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und un⸗ 
ker Unſerm Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den In⸗ 
habern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
bon Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤſudiciren. 


Berlin, den 5. Auguſt 1838. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Kamptz v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


No. 1936.) M1. 


— 40 — 
M1. 


Elberfelder Stadt- Obligation. 


(01.0 
Stadt⸗ 
ſtempel. 
Lütt. A. (Gr) No. 


uͤber Hundert Thaler Courant. 


Die Endes⸗Unterzeichneten durch das Allerhoͤchſte Privilegium vm 
hiezu ausdruͤcklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, daß der Inha⸗ 
ber dieſer Obligation die Summe von Hundert Thaler Courant, deren Empfang 
fie beſcheinigen, an die Stadtgemeinde Elberfeld zu fordern hat. 


Die auf vier Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen find am Iſten 
und Iſten jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der 
ausgefertigten halbjaͤhrigen Zins⸗Koupons gezahlt. . 

Das Kapital wird durch Amortiſation berichtigt werden, weshalb eine 
Kündigung Seitens des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. 


Die naͤheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruckten Privile⸗ 
gium enthalten. 


Elberfeld, am Iſten 1838. 
Die ſtädtiſche 
Der Ober⸗Bürgermeiſter. Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſſton. 
NN. N. N. N. N. N. N. 


Eingetragen Kontrolbuch Fol. 
Der Stadtſekretair. 
(Hierzu find die Koupons ausgereicht.) 
Der Kommunale Empfänger. 


Diefer Ba wird 


S. I. 2 Thlr. (Erſter) Koupon zur Elberfelder Stadt⸗ e 5 


©.1.(&10.)Ro. Obligation über Hundert Thaler ‚ ungüftig und 
Kourant. 


9 ee | | 
|| „Inhaber dieſes empfängt am Ar = 55 an halbjaͤhrigen Zinſen der oben 0 
benannten Elberfelder Stadt⸗ Obligation aus der Elberfelder Kommunal⸗ Kaſſe Zwei N 


Thaler Courant. 
Die ſtädtiſche 
Der Ober- Bürgermeifter. Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſſion. 
N. N. N. N. N. N. N. N. 


AB. Die Namen des . und der Kommiſſion 
werden gedruckt.) 


Eingetragen Fol der Kontrole. 
Der Stadtſekretair. . Der Kommunal» Empfänger. 


(No. 1936—1937.) (No. 1937.) 
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(No. 1937.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 31. Auguſt 1838., betreffend die Allerhöchſte 
Genehmigung des Pflaſtergeld⸗Tarifs für die Stadt Bünde im Regierungs⸗ 
bezirk Minden vom 15. Mai 1838., nebſt dieſem Tarife ſelbſt. 


N 
Ich Habe den mit Ihrem Bericht vom 15. Mai d. J. eingereichten Pflafers 
geld⸗Tarif für die Stadt Bünde 9 5 genehmigt und vollzogen, jedoch nur mit 
dem Vorbehalte, daß eine Zuruͤcknahme dieſer Bewilligung, ſo wie eine Er⸗ 
maͤßigung der einzelnen Tariſſaͤtze jederzeit zuläffig iſt, ohne Entſchaͤdigungs⸗An⸗ 
ſpruͤche zu begruͤnden. 


Berlin, den 31. Auguſt 1838. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


Pflaſtergeld⸗Tarif 
für 5 


die Stadt Buͤnde im Regierungsbezirke Minden. 


Es werden erhoben: 


I. von Extrapoſten, Kutſchen, Kgleſchen, Kabriolets und allem 
Fuhrwerke, einſchließlich der Schlitten zum ortſchaffen von . 
Perſonen, beladen oder unbeladen, für jedes ugthier . . 4 Pfennige, 
II. vom Laſtfuhrwerke: 
A. vom beladenen a nn 
1) vom vierraͤdrigen fuͤr jedes Zugthier bei einer Beſpannung 
a) von 1 und 2 Zugthieren a 
b) von 3 bis 6 und mehreren Zugthieren . 
2) zweiraͤdrigen fuͤr jedes Zugthier EN 
3) Schlitten oder Schleifen 


n 
„ * 


B. vom 


— 3 = 


h Gather jebes Bnoıfi | 3 pf 
rachtwagen für jedes Zugthier ennige 
2) gewoͤhnlichen Landfuhrwerken, desgleichen von Schlien a 
zum Fortſchaffen von Laſten, für jedes Zugthier . - 3 P 


III. von ledigen Pferden und Ne Ne Dr Opa Reiter 


oder Laſt, von jedem 4 . 
IV. von Ochſen, Kuͤhen und Eſeln, vom Stück art 3 . 
V. von Kaͤlbern, Rindern, e Ziegen, Schafen, kunnen 5 

und Schweinen, fuͤr jedes S 1 A 


Zufäslige Beſtimmungen. 


1) Ein Laſtfuhrwerk wird für beladen angenommen, wenn außer den 1 
behoͤrungen deſſelben und Futter fuͤr hoͤchſtens 3 Tage an anderen 
Gegenſtaͤnden mehr als die Ladung eines Schubkarrens, naͤmlich 2 
Centner, ſich auf demſelben befindet. 


2) Zur Beſpannung eines Fuhrwerks werden alle 920 befindliche 
Pferde ꝛc. ꝛc. (auch der Vorſpann) gerechnet, welche nicht augenſchein⸗ 
lich eine andere Beſtimmung haben. 


Befreiungen. 


Wegegeld wird nicht erhoben: 


I) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königs 
lichen Hauſes, imgleichen den Koͤniglichen Geſtuͤten angehoͤren; 


2) vom Armeefuhrwerke und von Fuhrwerken und Thieren, welche Mili⸗ 
tair auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt, desgleichen von Offizieren und 
Pferden im Dienſt und in Dienſtleiſtungen; : 


3) von oͤffentlichen Beamten auf Dienftreifen innerhalb ihrer Geſchaͤfts⸗ 
5 auch von Pfarrern bei Amtsverrichtungen aaa ihrer Das 
rochieen; 


4) von oͤffentlichen Kourieren und Eſtaffetten, imgleichen von ordinairen 
Reit⸗, Kariol⸗, Fahr⸗ und Schnellpoſten, den dazu gehoͤrigen Beiwa⸗ 
gen und ledig zuruͤckkommenden Poſtpferden; 

5) von Transporten, die fuͤr unmittelbare Rechnung der Regierung ge⸗ 
ſchehen, auf Vorzeigung von Sreipäffen, imgleichen von Vorſpann⸗ und 
Lieferungsfuhren auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche 
durch den Fuhrbefehl gusweiſen, ſo wie von Salzfuhren; 

(No. 1037.) Jahrgang 1838. Cecce 6) von 
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6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis⸗ und Gemeine⸗Huͤlfsfuhren, imgleichen von 
Armen⸗ und Arreſtantenfuhren; | 


7) von Düngerfuhren überhaupt, von anderen Wirthſchaftsfuhren, ein: 
ſchließlich derjenigen zur Anfuhr der Bau⸗ und Brennmaterialien, ins 
ſoweit letztere mit eigenem Geſpann geleiſtet werden, imgleichen von 
Wirthſchaftsvieh; ausgenommen hiervon ſind jedoch die Mergelfuhren, 
inſofern ſie Anderen, als den unter 11. Befreieten, gehoͤren; 


8) von Kirchen⸗ und Leichenfuhren; a 
9) von allem mit Chauſſeebau⸗Materialien beladenen Fuhrwerk; 
10) von ledigen Ruͤckfuhren, wenn Getreide zum Vermahlen nach der 


Muͤhle, Bier, Branntwein oder ſonſtige Waaren auf das Land und 
Pachtkorn nach Herford oder ſonſt wohin gebracht werden; 


11) von ſaͤmmtlichen Bewohnern der Stadt Bünde, einſchließlich der Kirch⸗ 
ſtraßen und der Einwohner beim Geſundbrunnen, ſo wie derjenigen 
der Buͤnder Feldmark und der Gemeinen Ahle, Holſen, Muccum und 
Ennigloh, ſo lange dieſe Gemeinen zur Unterhaltung des Bolldammes 
verpflichtet bleiben, und 


12) von den Unterthanen im Kirchſpiele Buͤnde, wenn ſie zu alten und 
neuen Wegen Steinfuhren mit eigenem Geſpann und fuͤr ſich ſelbſt 
geladen, nicht aber, wenn ſie dergleichen Fuhren fuͤr Geld oder gegen 
Verguͤtung verrichten. | 


Strafbeſtimmungen. N 
Wer es unternimmt, ſich der Entrichtung der Wegegeld⸗ Abgaben auf 


irgend eine Weiſe zu entziehen, erlegt, außer den verkuͤrzten Gefaͤllen, deren vier⸗ 
fachen Betrag, mindeſtens aber Fuͤnf Silbergroſchen als Strafe. 


Berlin, den 15. Mai 1838. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. 


(No. 1938.) 


(No. 1938.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 23. September 1838. über das Verfahren bei 
a8 ei. V ge unfreiwilligen Dienſtentlaſſungen der Juſtiz⸗Kommiſſarien. 


Aus einem Berichte des Juſtizminiſters Muͤhler habe Ich erfehen, daß es 
zweifelhaft gefunden worden, ob bei den Dienſt⸗Entlaſſungen der Juſtizkommiſ⸗ 
ſarien ferner noch nach der Vorſchrift des F. 24. Tit. 7. Th. III. der Gerichts⸗ 
Ordnung, oder nach den Beſtimmungen Meines Erlaſſes vom 21. Februar 1823. 
u verfahren ſey. Da dieſer Erlaß ſich ausdruͤcklich auf alle Beamte der Civil⸗ 
erwaltung, namentlich auch der Juſtiz⸗Verwaltung, mit ſpezieller Ausnahme 
des richterlichen Perſonals, bezieht, ſo erklaͤre Ich hiedurch, nach dem Antrage 
des Juſtizminiſters, daß bei unfreiwilligen Dienſt⸗Entlaſſungen der Juſtizkommiſ⸗ 
arien nicht mehr die Vorſchrift des F. 24. Tit. 7. Th. III. der Gerichtsordnung, 
ondern das in Meiner Order vom 21. Februar 1823. feſtgeſetzte Verfahren in 
Inwendung zu bringen iſt. Das Staats miniſterium hat dieſe Order durch die 
A bekannt zu machen und in vorkommenden Faͤllen demgemaͤß zu 
verfahren. 


Berlin, den 23. September 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staats miniſterium. 


(No, 19381939.) (No. 1939.) 


6 


No. 1939.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 26. September 1838. „betreffend die durch die 
bei gu, 1 ERGO Juſtizviſitationen bei Patrimonialgerichten entſtehenden Koſten. 


. a 

Ich genehmige auf Ihren Bericht vom 26. Mai d. J., daß die durch die 
Juſtizviſitationen bei Patrimonialgerichten en ehenden Koſten in den Faͤllen, wo 
weder dem Gerichtsherrn, noch dem Gerichts alter in der Ausübung der Juris⸗ 
diktionsbefugniſſe etwas zur Laſt faͤllt, auf die Salarienkaſſen der betreffenden 
Oberlandesgerichte angewieſen werden koͤnnen. — Eben ſo kann es in etreff 
der durch ſolche Viſitationen entſtandenen baaren Auslagen dann gehalten wer⸗ 
den, wenn die Koſten zwar dem Beamten des revidirten Gerichts zur Laſt ge 
legt worden find, von dieſem aber wegen Unvermoͤgens oder ſonſtiger perſoͤn⸗ 

lichen Verhaͤltniſſe nicht eingezogen werden koͤnnen. 


Berlin, den 26. September 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Juſtizminiſter M uͤh ler. 


